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M O T I O N  von Vilmar Krähenbühl (SVP, Zürich), Reto Cavegn (FDP, Oberengstrin-

gen) und Willy Haderer (SVP, Unterengstringen)  

 

betreffend Finanzierung der Meteorwassergebühren  

________________________________________________________________________ 

 

 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, eine Vorlage auszuarbeiten, welche verlangt, die Ge-

bühren für das Ableiten des Meteorwassers von Strassensystemen aus allgemeinen Steu-

ermitteln zu begleichen und die kostentragenden Gemeinden nach einem korrekten, verur-

sachergerechten Schlüssel zu entschädigen. 

 

Die Gebühren für das Ableiten des Meteorwassers wird in Zukunft den Strassenfonds mas-

siv belasten. Allein der Stadt Zürich sind jährlich fast vier Millionen Franken zu bezahlen. 

Andere Gemeinden werden beziehungsweise sind bereits dem Beispiel der Stadt Zürich ge-

folgt. Diese Gelder belasten den Strassenfonds zusätzlich und gefährden den dringend nö-

tigen Unterhalt der Strassen, die Sanierung der Unfallschwerpunkte, die Fertigstellung des 

Autobahnnetzes und den Lärmschutz.  

 

Es ist unbestritten, dass durch die Bodenversiegelung auf Grund von Strassenbauwerken 

die Abwasseranlagen zusätzlich beansprucht werden. Bis heute waren dafür aber keine 

Gebühren zu bezahlen beziehungsweise diese konnten nicht auf den Einleiter des Regen-

wassers überwälzt werden. Einleiter sind im Falle der Strassen die Gemeinden bezie-

hungsweise der Kanton Zürich. Letzterer hat demnach für die Kosten seines eingeleiteten 

Regenwassers auf überkommunalen Strassen aufzukommen. Es ist eine zu einfache Lö-

sung diese Kosten einfach dem Strassenfonds zu belasten. Strassen dienen auch dem öf-

fentlichen Verkehr, dem nicht motorisierten Individualverkehr, den Fussgängern etc. Dem-

zufolge ist es nur rechtens, dass diese Meteorwassergebühren aus allgemeinen Steuermit-

teln bezahlt werden müssen. Ebenso ist es nicht verständlich, dass nur mit Verordnungsän-

derungen die Gemeinden durch den Kanton entschädigt werden können. Das Verursacher-

prinzip und die Gleichbehandlung sind damit nicht eingehalten. 
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